
Dte Rechtsabteilung informiert: 

Landesrahmenvertrag 

fürd1e 

Ganztägige Bildung und Betreuung 
an Schulen in freier Trägerschaft 

in Kooperation mit Trägern der 
Kinder- und Jugendhilfe 
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Zwischen der 

Freien und Hansestadt Hamburg 

vertreten durch die 

Behörde für Schule und Berufsbildung und die 
Behörde für Arbeit, soziales, Familie und Integration 

und den in der 

Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 

vertretenen Spitzenverbanden 

Arbeiterwohlfahrt ·Landesverband Hamburg e. V„ 
Caritasverband für Hamburg e. V„ 

Der PARITÄTISCHE Wohlfahrtsverband Hamburg e. V., 
Deutsch es Rotes Kreuz, Landesverband Hamburg e. V., 

Diakonisches Werk Hamburg, Landesverband der Inneren Mission e. V. 

sowie dem 

SOAL - Altemativer Wohlfahrtsverband e. V. 

und der 

Vereinigung Hamburger Kindertagesstätten gGmbH 

wird der folgende Landesrahmenvertrag geschlossen. 
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Präambel 

(1} Mit diesem Landesrahmenvertrag treffen die Partei­
en Regelungen zur Ganz.ta91gen Bildung und Be­
treuung an Schulen 1n freier Tragerschaft (GBS) 
Der Landesrahmenvertrag folgt dem Grundmodell 
des Landesrahmenvertrages vom 27 .01.2012 und 
trifft Regelungen. um die materielle Gleichheit der 
Ganztag1gen Bildung und Betreuung an staatlichen 
Schulen (GBS) und Schulen m freier Tragerschaft 
unter Anerkennung der Privatschulfreiheit {Artikel 7 
Grundgesetz) und der unterschiedlichen Rechts­
kreise der staatlichen und nicht staatlichen Schulen 
zu sichern. 
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Er folgt den rechtlichen Vorgaben des Hamburger 
Schulgesetzes, des Gesetzes uber Schulen in freier 
Tragerschaft, des SGB VIII und des K1beG 

(2) Dte Weiterentwicklung des Ganztagsschulsystems 
m Hamburg erfolgt in der Verantwortung der Freien 
und Hansestadt Hamburg. Dabei sind die Schulen 
in freier Tragerschafl 1n dem Maß e1nzubez1ehen, 1n 

dem sie dies wunschen Soweit Belange der Ju· 
gendhrffe beruhrt sind, wird die oberste Landes1u­
gendbehorde 1n die We1terentw1cklung e ingebun­
den 



Erster Teil -Allgemeine Regelungen 

§ 1 Ziele und Grundsätze 

(1) Mit dem Landesrahmenvertrag treffen die Parteien 
Vereinbarungen uber die Leistungsarten, Leis­
tungsentgeltberechnungen sowie Qualttatsentw1ck­
lung fur die Ganztag1ge Bildung und Betreuung an 
Schulen 1n freier Tragerschaft 1n der freien und 
Hansestadt Hamburg, auch „GBS" genannt. Sie 
setzen damit zugleich die Grundsatzvereinbarung 
vom 25 August 2011 um. Der Trager oder Trager­
verbund der Jugendhilfe wird 1m Folgenden ,Koope­
rationspartner' genannt. 

(2) Dieser Landesrahmenvertrag umfasst sowohl Kin­
der der Jahrgangsstufen 1 bis 4, die an der Schule 
eingeschult sind, als auch Vorschulkinder. Kinder 
anderer Schulen oder die Anschlussbetreuung von 
Kindern der Jahrgangsstufen 5 bis 8 werden nach 
den besonderen Maßgaben dieses Landesrahmen­
vertrages einbezogen. 

Zweiter Teil - Materielle Regelungen 

Erster Abschnitt- Arten, Umfang 
und Inhalt der Leistungen 

§ 2 Leistungsarten und Betreuungsumfang 

(1) Der Kooperationspartner bietet die Betreuung nach 
den Leistungsarten 1m gesamten tatsachhchen 
Schuljahr an. Die nach taglichem Betreuungsum­
fang in der Schulzeit und in den Ferien unterschie­
denen Leistungsarten ergeben sich gemaß Anlage 
2 des LRV GBS vom 27.01 .2012 1n der jewe1l1gen 
Fassung Kooperationspartner und Schule in freier 
Tragerschaft konnen hiervon abweichende Verein­
barungen treffen. Treffen sie abweichende Verein­
barungen, wird das Leistungsentgelt entsprechend 
angepasst. Fuhrt die abweichende Vereinbarung zu 
einer deutlichen finanziellen Mehrbelastung der 
Freien und Hansestadt Hamburg, weil Schulennnen 
und Schuler weitere Betreuungsangebote außerhalb 
der GBS nachfragen mussen , kann die Freie und 
Hansestadt Hamburg die Zahlung von Leistungs­
entgelten ablehnen. Die Behorde fur Schule und Be­
rufsbildung gibt solche Vereinbarungen einschließ­
lich der Ermittlung eines abweichenden Entgeltes 
der Vertragskomm1ss1on zur Kenntnis Die Verban­
de können die Schiedsstelle nach § 20 K1BeG anru­
fen, wenn das vereinbarte Entgelt ihres Erachtens 
unzureichend vereinbart worden ist. 

(2) Die Betreuung findet grundsatzlich an den Wochen­
tagen von Montag bis Freitag statt. An gesetzhchen 
Feiertagen, Heiligabend und Silvester findet keine 
Betreuung statt. Schulträger und Kooperations­
partner kennen vereinbaren, dass an bis zu drei ho­
hen Feiertagen von Religionsgesellschaften, denen 
sich der Schulträger zurechnet, keine Betreuung 
stattfindet. 

(3) Schulzeit im Sinne dieses Landesrahmenvertrages 
meint nur die Wochentage, an denen im Schuljahr 
Unterricht erteilt wird. Fenenbetreuung umfasst die 
Betreuung außerhalb der Schulzeit Sofem die 
Schulzeit innerhalb einer Woche beginnt oder en­
det, zahlen zum Betreuungsumfang 1n der Schulzeit 
nur die Unterrichtstage; an den anderen Tagen die­
ser Woche sind die Leistungsarten der Ferienbe­
treuung zu erbringen. 
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Zur Vermeidung von M1ssverstandnissen wird klar­
gestellt, dass die Leistungsarten nicht schulische 
Leistungen nach dem Hamburgischen Schulgesetz 
sind. 

(4) Fur die Fruhbetreuung (vor OB 00 Uhr) 1sl der Ko­
operationspartner m der Schulzeit nicht erbrin­
gungspfüchtig Die Schule kann die Fruhbetreuung 
(vor 08:00 Uhr) einem anderen Leistungserbringer 
ubertragen Dies kann u. a der Kooperationspartner 
oder eine Kita in der Nachbarschaft sein. Wird diese 
Leistungsart nicht vom Kooperationspartner er­
bracht, wird der Ausgleich fur die Auslastungsns1ken 
gemaß Anlage 1 des LRV GBS vom 27.01 2012 in 

deqewe1hgen Fassung gekurzt 

(5) Der Kooperationspartner kann die Einrichtung tn der 
Ferienzeit bis zu vier Wochen 1m Jahr schließen, so­
fern dies m den Betreuungsvertragen vereinbart ist 
Wahrend der Schl1eßungszeiten wird vom Koopera­
tionspartner ein Betreuungsangebot fur Kinder be­
reitgestellt, die mcht von den Sorgeberecht1gten be­
treut werden konnen. Solche „Notgruppen"­
Betreuung wahrend der Schließungsze1t kann auch 
in Kooperation mit anderen, in der Umgebung tati­
gen Tragern e1ngenchtet werden. Fortbildungsmaß­
nahmen, die die Einbeziehung aller Betreuungskraf­
te emer Tageseinrichtung voraussetzen, werden so 
orgams1ert, dass die E1nnchtung hochstens zusatz­
lich zwei Tage pro Jahr den Betrieb einstellen muss. 

(6) Die Erhebung und Einziehung von Elternentgelten 
gehort nicht zum Leistungsumfang des Kooperati­
onspartners Die Regelungen zur Erhebung und 
Einziehung von Elternentgelten finden sich in der 
Anlage A zu diesem Vertrag. 

§ 3 Personalquatmkation 

(1) Die Betreuung der Kinder m der GBS erfolgt durch 
padagog1sche Fachkrafte nach Maßgabe der fol­
genden Absatze 

(2) Fur die Leitung werden vom Kooperationspartner 
staatlich anerkannter Soz1alpadagog1nnen und So­
z1alpadagogen oder Personen mit vergleichbaren 
Abschlussen oder staatlich anerkannter Erzieherin­
nen und Erziehern eingesetzt Im Einzelfall kennen 
auch fachlich geeignete Personen mrt. anderen 
Fachhochschul- oder Un1vers1tatsabschlussen ein­
gesetzt werden 

(3) In der direkten Betreuung kennen staatlich aner­
kannte Erzieherinnen und Erzieher, staatlich aner­
kannte Soz1alpadagog1nnen und Sozialpädagogen 
oder Personen mit vergleichbaren Abschlüssen ein­
gesetzt werden 

(4) Für die Erfullung der Personalschlussel gemaß 
Anlage 1 des LRV GBS vom 27.01.2012 in der Je­
weiligen Fassung kommt es auf das Erziehungsper­
sonal an. Die weitergehenden Anforderungen an die 
Verwendung des padago91schen Budgets gemaß 
Anlage 1 des LRV GBS vom 27.01 2012 m der je­
weiligen Fassung bleiben hiervon unberuhrt 

(5) Soweit Personen ohne die Qualifikation nach Ab­
satz 3 als Tell des Erziehungspersonals eingesetzt 
werden sollen, ist dazu die Zustimmung der zustan­
digen Behorde erforderhch. Die Vertragskomm1ss1on 
stellt fest. ob Abschlusse im Sinne des Absatzes (3) 
generell oder 1m Einzelfall vergleichbar sind 



Für Angestellte 1n der Tatigkett der Erzieherin oder 
des Erziehers oder der K1nderpflegenn oder des 
Kinderpflegers ohne staatliche Anerkennung, die 
vor dem 1. Januar 2012 und seitdem uberw1egend 
zur Kinderbetreuung 1n Betreuungseinnchtungen 
eingesetzt wurden und die die fachliche und person­
hche Eignung fur ihre Aufgaben besitzen, gilt die 
Zustimmung als erteilt. 

§ 4 Raumausstattung und Ausstattung mit 
Sachmitteln 

(1) Grundsatzhch wird GBS in den Raumen der 1ewe1h­
gen Schule eingerichtet. Die Bereitstellung und 
Auswahl der Raume sowie die Raumausstattung fur 
die Leistungsarten in einem Schulgebaude obhegt 
dem Schultrager Die vorgenannte Bereitstellung 
und Auswahl wird mit dem Kooperationspartner am 
Standort im Rahmen des Kooperationsvertrages 
abgestimmt Die Raume mussen den gesetzlichen 
Anforderungen fur die Erbnngung der Leistungsar­
ten genugen 

(2) Soweit im Ausnahrnefafl die GBS in den Raumen 
eines 1m raumlichen Umfeld einer Schule gelegenen 
Gebaudes, das vom Kooperationspartner zur Verfu­
gung gestellt wird, eingerichtet wrrd, muss fur diese 
Raume eine Betriebserlaubnis nach § 45 Achtes 
Buch Sozialgesetzbuch - Kinder-und Jugendhilfe 
(1m Folgenden: SGB VIII) vorhegen. In diesem Fall 
wird ein zusatzliches Entgelt fur die Gebaude- und 
Gebaudenebenkosten und Kosten fur Reinigung 
und Mobiliar nach Maßgabe von § 14 Absatz (5) 
dteses Landesrahmenvertrages gewahrt Eine Aus­
nahme nach Satz 1 kann für Ersatzschulen nur in 
den Fallen angenommen werden, die auch an einer 
staatlichen Schule greifen wurden 

(3) Dte Buroausstatlung des Kooperationspartners an 
der Schule obliegt dem Kooperationspartner selbst, 
er stimmt diese mit dem Schultrager ab Die Büro­
ausstattung ist mit den Leistungsentgelten gemaß 
Anlage 1 des LRV GBS vom 2701.2012 in der 1e­
weiligen Fassung abgegolten. 

(4) Die Sachmittel fur die vom Kooperationspartner 1n 
der Erbringung seiner Leistungsarten einzusetzen­
den Materialien, sind mit den Leistungsentgelten 
abgegolten Ergan:tend gilt die Anlage 1 des LRV 
GBS vom 27.01.2012 in der jewe1hgen Fassung 

§ 5 Integration von Kindern im inklusiven 
Betreuungsauftrag 

Sofern ein Kind an der Schule, an der die GBS Betreu­
ungseinrichtung betrieben wird, auf Grund eines durch 
die Behörde fur Schule und Berufsbildung erstellten, 
ressourcenauslosenden Feststellungsgutachtens zu­
satzhche Ressourcen erhalt, erhalt der Kooperations­
partner fur die inklusive Betreuung dieses Kindes ein 
zusatzl1ches Kind bezogenes Entgelt gemaß Anlage 1 
des LRV GBS vom 27.01.2012 1n der jewe1hgen Fas­
sung zur Bereitstellung der zusätzlichen Ressource Fur 
Kinder, fur die 1m Rahmen des Schulvormittags eine 
Schulbegleitung durch die Behorde fur Schule und 
Berufsbildung gestellt wird, stellt die Behorde fur Schule 
und Berufsbildung eine solche Schulbegleitung auch fur 
die Betreuungszeiten m der GBS Betreuungse1nnch­
tung, wenn nicht die Bedarfslage des Kindes auf die 
Teilhabe an 1m engeren Sinne schulischen Angeboten 
beschrankt ist. Soweit in der Schule bereits eine be­
sondere sächliche Ausstattung für die Betreuung des 
Kindes vorhanden ist oder bereitgestellt wird, steht 
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diese für das Kind den ganzen Tag und damit auch in 
den Anschluss- und Fenenze1ten zur Verfugung In 
Ausnahmefallen, msbesondere einer schweren Mehr­
fachbehinderung oder einer sonstigen schweren Beetn­
tracht1gung des Kindes, die unabdingbar eme hohere 
Ausstattung erfordern, kann der Kooperationspartner 
eine Erhohung der Entgelte fur das betroffene Kind bei 
der Behorde fur Schule und Berufsbildung beantragen 
H1erbe1 ist der Grundsatz der Gleichbehandlung von 
Vormittag und Nachmittag zu beachten. Weiterentwick­
lungen und Verbesserungen der Rahmenbedingungen 
fur die Umsetzung der Inklusion in Schulen kommen im 
nachm1ttaglichen Teil und in den Anschluss- und Feri­
enzeiten der GBS ebenfalls zur Anwendung 

§ 6 Bildung und Betreuung 

(1) Alltagsablaufe und Gruppenleben an einem GBS 
Standort werden so gestaltet, dass sie den Kindern 
v1elfalt1ge Entw1cklungsmoglrchke1ten, 81ldungsge­
legenhe1ten und Lernformen bieten Die Ziele und 
Methoden der Bildungs-und Erziehungsarbeit wer­
den fur Jeden GBS Standort in dem Padagog1schen 
Konzept im Kooperationsvertrag dargelegt. 

(2) Es werden kontmu1erhche, von Wertschatzung und 
Respekt getragene Beziehungen zwischen den pa­
dagog1schen Fachkraften und den Kindern ange­
strebt Die Entwicklung des einzelnen Kindes wird 
wahrgenommen und sein Bildungsweg kontinuier­
lich beobachtet, dokumentiert und emgeschatzt 

(3) Der Erwerb von Sprachkompetenz ist ein Kernbe­
reich der Bildung am GBS Standort. Dort werden al­
ters- und ent.v1cklungsangemessene Maßnahmen 
zur Sprachentwicklung und ·forderung fur alle Kin­
der 1n taghchen Alltagsablaufen 1ntegnert Schuli­
sche gezielte Sprachfordermaßnahmen werden 
vom Ablauf und der Terminierung mit dem Koopera­
tionspartner abgestimmt, soweit sie die Leistungs­
zeiten des Kooperationspartners betreffen. 

§ 7 Kooperationsvertrag 

Der Kooperationspartner und der Schultrager schließen 
einen schrifthchen Vertrag uber ihre Kooperation Die­
ser Vertrag muss mindestens enthalten 

1) eine Gestaltung der Laufzeit, nach der der Vertrag 
fur mindestens ein Schul1ahr geschlossen wird und 
1m Schuljah r nur aus wichtigem Grund gekund1gl 
werden darf, · 

2) Aussagen zum padagogischen Konzept der Arbeit 
des Kooperationspartners, 

3) Regelungen, die einen hinreichenden fachlichen 
Austausch zwischen der Schule und dem Koopera­
tionspartner sichern, 

4) die Bezeichnung der zu nutzenden schulischen 
Raume 

§ 8 Ernährung und Gesundheitsvorsorge 

(1) Die Betreuungsangebote in GBS Betreuungseinrich­
tungen schließen grundsatzlich ein warmes Mittag­
essen ein. Die Leistung des Kooperationspartners 
umfasst die padagogische Begleitung wahrend des 
Mittagessens fur alle Kinder, für die ein Betreuungs­
vertrag besteht. Diese ist mit den Leistungsentgel­
ten abgegolten. 

(2) Die padagog1schen Fachkräfte wirken bei der Er­
kennung von Entw1cklungsrückslanden und Behin­
derungen mit. 



(3) Die Schule und der Kooperationspartner unterstut­
zen Maßnahmen nach§ 4 K1beG und beachten das 
Infektionsschutzgesetz Kinder, die krankheitsbe­
dingt die Schule nicht besuchen kennen, werden 1n 
dieser Zeit auch nicht vom Kooperationspartner be­
treut. 

(4) Die Medikamentengabe an Kinder nach schriftlichen 
elterlichen und arzthchen Vorgaben durch Beschaf­
ligte des Kooperationspartners ist Teil der vom Ko­
operationspartner zu erbringenden Leistungen, so­
weit die Medikamentengabe nicht die Kenntnisse 
einer Fachkraft erfordert und aus zeitlichen Gründen 
wahrend der GBS-Betreuung erfolgen muss. Die 
Medikamentenabgabe am Vormittag durch die 
Schule muss mit der Medikamentenabgabe am 
Nachmittag eng abgestimmt werden. Die Beschaf­
fung und zur Verfügungsstellung der Medikamente 
obliegt den Sorgeberecht1gten Fur die Kinder, die 
unter den § 5 dieses Landesrahmenvertrages fallen, 
gelten abweichend die besonderen Bestimmungen 
dieses§ 5 

§ 9 Vereinbarungen über zusätzliche Leistungen 

Uber die Leistungsarten gemaß Anlage 2 des LRV GBS 
vom 27.01.2012 in der jeweiligen Fassung dieser Ver­
einbarung hinaus kann der Kooperationspartner oder 
die Behorde fur Schule und Berufsbildung zum Zwecke 
der Sprachforderung oder zu anderen Zwecken Einzel­
vereinbarungen abschließen Die Vertragskomm1ss1on 
nach § 23 ist bei Vereinbarungen von grundsatzhcher 
Bedeutung umfassend und detailliert zu informieren 

§ 10 Aufnahmepflicht 

(1) Der Kooperationspartner ist verpflichtet, alle Kinder 
der Vorschulklassen sowie der Jahrgange 1 bis 4 
der Schule, an der er die an der er die GBS Betreu­
u ngsem nchtung betreibt, aufzunehmen und zu for­
dern. Die Aufnahme eines Kindes darf nicht abge­
lehnt werden. 

(2) Der Kooperationspartner nimmt Kinder der Jahr­
gangsstufen 5 b1s 8 sowie Kinder der Jahrgangsstu­
fen 1. bis 8 anderer Schulen desselben Schultra­
gers auf, es sei denn, die rauml1chen und personel­
len Ressourcen erlauben dies nach objektiven Krite­
rien nicht. Diese Le1stungserbnngung wird am ein­
zelnen Standort gesondert vereinbart. 

(3) Die Aufnahme eines Kindes nach § 5, das an einer 
anderen Schule beschult wird, bedarf der Abstim­
mung mit dem Kooperationspartner. 

(4) Die Aufnahmepflichten nach den Absatzen (1) bis 
(3) setzen die Einhaltung der Melde- undfoder 
Nachbuchungs1ntervalle gemaß § 14 Absatz 7 vo­
raus 

§ 11 Schutz von #(jncJern 

Die Kooperationspartner ergreifen die zum Schutz von 
Kindern erforderlichen Maßnahmen entsprechend der 
Rahmenvereinbarung zum Schutzauftrag der K1nder­
und Jugendhilfe gemäß§§ 8 a und 72 a Achtes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB VIII) (gemaß Anlage 3 des LRV 
GBS vom 27 01.2012 in der jeweiligen Fassung) soweit 
der Kooperationspartner nicht uber em den staatlichen 
Regelungen gleichwertiges Schutzrecht verfugt Zur 
Unterstutzung der padagog1schen Fachkrafte entwi­
ckeln die Schule und der Kooperationspartner ein Um­
setzungskonzept Aus diesem Konzept muss hervorge­
hen, nach welchem Verfahren das Gefahrdungsrisiko 
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abgeschatzt wird, 1nw1ewe1t erfahrene Fachkrafte ein­
bezogen, die Schule und Eltern beteiligt und welche 
eigenen Maßnahmen zum Schutz der Kinder zu wel­
chem Zeitpunkt ergriffen werden. Des Weiteren muss 
benannt werden, zu welchem Zeitpunkt und in welcher 
Form das zustandige Jugendamt beteiligt wird Die 
Vertragspartner werden diese Regelung entsprechend 
den neuen geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
anpassen 

Zweiter Abschnitt - Qualitätsentwicklung 

§ 12 Fortbildung und Fachberatung 

(1) Der Kooperationspartner verpflichtet sich, den Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeitern interne und externe 
Fortbildungsmaßnahmen und den Zugang zur 
Fachberatung gern § 15 Absatz (2) des Landes­
rahmenvertrages „Kinderbetreuung 1n Tagese1nnch­
tungen" zu ermoglichen 

(2) Der Kooperationspartner wird die Fortbildungsmaß­
nahmen mit der Schule koordinieren Fur die Durch­
führung oder Orgarnsallon ist der Kooperations­
partner verantwortlich. 

{3) Die Fachberatung gern. Absatz 1 wird we1terh1n 
gemaß § 15 Absatz (2) 1 V. m Anlage 3 des Lan­
desrahmenvertrages ,Kinderbetreuung 1n Tagesein­
richtungen" finanziert 

§ 13 Qualitätssicherung 

(1) Die Qual1tat der Leistungserbringung des Koopera­
tionspartners 1m Kontext der gemeinsam mit der 
Schule entwickelten Konzeption wird in mindestens 
v1er1ahrigem Rhythmus durch ein von dem Schul­
trager und dem Kooperationspartner 1m Einverneh­
men mit der Behorde fLir Schule und Berufsbildung 
beauftragtes Institut nach fachl\ch anerkannten Ver­
fahren uberpruft Bei Bedarf passt der Kooperati­
onspartner seine Leistungserbringung undfoder das 
betroffene Konzept nach dieser Vereinbarung und 
deren Umsetzung an veranderte Anforderungen 
nach dem Ergebnis der Quahtatsprufung an Ge­
meinsame Konzepte sind vom Kooperationspartner 
und der Schule entsprechend anzupassen 

{2) Die Kooperation zwischen Schule und Kooperati­
onspartner und die gemeinsame Gestaltung der 
ganztag1gen Bildung und Betreuung unterliegt der 
staatlichen Aufsicht nach SGB VIII 

Dritter Abschnitt- Leistungsentgeltennitttung und 
Investitionssicherung 

§ 14 Grundsätze der Entgeltberechnung und 
Abrechnung 

(1) Das Leistungsentgelt errechnet sich aus den Leis­
tungsarten der Betreuung in der Schulzeit und der 
Ferienbetreuung und den diesen Leistungsarten zu­
geordneten (Teil-) Entgelt(en) pro Kind gemaß An­
lage 1 des Landesrahmenvertrags vom 27.1.2012 in 
der Jeweils gult1gen Fassung. Das Lerstungsentgelt 
fur die Betreuung von Kindern, die eine Vorschul­
klasse besuchen, entspricht dem Leistungsentgelt 
fur bereits eingeschulte Kinder. Das Leistungsent­
gelt fur Kinder von anderen Schulen oder fur Kinder 
der Klassen 5 bis 8, sofern sie am GBS Standort mit 
betreut werden, entspncht dem Leistungsentgelt fur 
die jeweilige Leistung der an der Schule beschulten 
Kinder Die Entgelte gelten unabhang1g davon, ob 
ein Kind an 3, 4 oder 5 Tagen pro Woche teilnimmt. 



(2) Die ermittelten Entgelte fur ein tatsachliches Schul­
jahr werden durch 12 geteilt und dann in 12 Monats­
raten beginnend ab dem September des jeweiligen 
Schuljahres gezahlt. Die jeweilige Monatsrate ist bis 
zum 1 O. Werktag des jeweiligen Monats an den Ko­
operationspartner auf ein von ihm zu benennendes 
Bankkonto zu Liberwe1sen Die Regelungen in den 
folgenden Paragraphen und in den folgenden Ab­
satzen bleiben vorbehalten 

(3) Sofern abweichend von Absatz 2 eine GBS Einrich­
tung erstmalig von emem Kooperationspartner 
ubernommen wird, ist fur den August des Ubernah­
meJahres eine erste Abschlagszahlung in Hohe ei­
ner voraussichtlichen Monatsrate gemaß § 15 Ab­
satz (1) zu zahlen und sind die folgenden Monatsra­
ten (September bis August) dann um jeweils ein 
Zwolftel dieser ersten Abschlagszahlung zu kurzen 

(4) Betreuung in Ferien kann wochenweise und Be­
treuung in Randzeiten kann monatsweise gebucht 
werden 

(5) Sofern die Betreuung 1n den eigenen Raumen des 
Kooperationspartners außerhalb einer Schule statt­
findet, wird das nach den Regularien des Landes­
rahmenvertrages .Kmderbetreuung m Tagese1nr1ch­
tungen· fur einen Monat ermittelte Teilentgelt 
,Gebaudekosten' (TEG) sowie einen pauschalen 
Monatsbetrag für die Gebaudenebenkosten und die 
Kosten fur Reinigung und Mobiliar gemäß Anlage 1 
des LRV GBS vom 27 01 .2012 in der jeweiligen 
Fassung in die Berechnung des Leistungsentgelts 
nach dem Verfahren gemaß vorstehender Absatze 
entsprechend mit einbezogen Den Monaten des 
Schuljahres werden die vereinbarten Te1!entgelte 
des jeweiligen Jahres zugeordnet 

(6) Die Kosten flir das Mittagessen und die damit ver­
bundenen Dienstleistungen sind nicht Gegenstand 
dieses Landesrahmenvertrages. 

(7) Grundsatzllch sollen Sorgeberecht1gte die Leis­
tungsarten und dte relevanten Zeiten fur ein Schul­
Jahr im Voraus zur Planung angeben. Leistungsar­
ten können Jedoch fur das einzelne Kind nachge­
bucht oder abbestellt werden. Die Nachbuchung 
oder Abbestellung kann in einem Kalenderquartal 
mit Wirkung fur das übernachste Kalenderquartal 
erfolgen. Der Kooperationspartner kann in Abstim­
mung mit der Schule in begrundeten Fallen von den 
Fristen abweichen Das 1ahrl1che Leistungsentgelt 
gegenüber dem Kooperationspartner andert sich 
entsprechend. 

(8) Die Parteien werden die Details der Abrechnungs­
systematik einschließlich der in Absatz 1 Satz 4 ge­
stellten Aufgabe in dem durch die vorstehenden Pa­
ragraphen gegebenen Rahmen ausarbeiten. Es soll 
eine angemessene Abwagung zwischen Pauscha­
lierung und taggenauer Abrechnung erfolgen Die 
Parteien werden hierbei auch prüfen, ob auf das 
tatsachhche Schuljahr oder einen anderen Zeitraum 
abzustellen ist. 

(9) Die Kosten fur lnvest1t1onen sind nicht Gegenstand 
d1 es es Landesrahmenvertrages. 

§ 15 Abschlagszahlungen und Korrektur 

(1) Um den tatsächhchen Ablaufen bei der Schulan­
meldung Rechnung zu tragen, erhebt die Schule m 
Freier Tragerschaft .zunachst vorlaufige Anmeldun­
gen und Daten fur die Kinder und die Leistungsmo­
dule und teilt diese der Behorde fur Schule und Be-
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rufsb1ldung mit Diese werden dem Kooperations­
partner fruhzert1g m1tgete1lt Diese vorlaufigen An­
meldungen und Daten smd zunachst fur die Be­
rechnung des Entgelts für das tatsachltche Schul­
jahr und die daraus errechnete ersten Monatsraten 
maßgebend Die so errechneten Monatsraten wer­
den zunachst der Abschlagszahlung zu Grunde ge­
legt. 

(2) Der Kooperationspartner schließt mit den Sorgebe­
rechtigten Vertrage uber die Betreuungsleistungen. 
Zum 1 November eines Jeden Jahres berechnet der 
Kooperationspartner Anzahl und Leistungsumfang 
der von ihm betreuten Kinder neu und erstellt eme 
Anderungsm1tte1lung Die zustand1ge Behorde wird 
dies mit ihren Daten vergleichen. Nach Abstimmung 
mit dem Kooperallonspartner andert die Behorde fur 
Schule und Berufsbildung dann spatestens ab dem 
zweiten Monat, der der verbmdhchen Feststellung 
der betreuten Kinder und des Lerstungsumfangs 
folgt, das Entgelt fur das tatsachl1che Schuljahr und 
die Monatsraten neu Uber- bzw. Unterzahlungen 
als Differenz zwischen den vorlaufigen Monatsraten 
nach Absatz 1 und den maßgeblichen Monatsraten 
nach diesem Absatz sind mit der Monatsrate fur 
diesen zweiten Monat, der der verbindlichen Fest­
stellung folgt durch Zahlung bei Unterzahlung oder 
Kurzung bei Uberzahlung auszugleichen Anstelle 
emer Kürzung der Monatsraten kann die Behorde 
fur Schule oder Berufsbildung auch eine Ruckzah­
lung einer Uberzahlung zu vorstehendem Fall1g­
ke1tstag fur den Ausgleich verlangen. 

(3) Fur Nach-und Abbuchungen erfolgen in noch abzu­
stimmenden lnlervallen entsprechende Anpassun­
gen. In begrundeten Fallen smd gesonderte Ab­
schlagszahlungen moghch 

(4) Betreuungsunterbrechungen wahrend des Schuljah­
res, die durch das Kind verursacht sind, fuhren zu 
keiner Anpassung des Entgeltes fur das tatsachl1-
che Schuljahr oder der Monatsraten 

(5) Die Vertragsparteien vereinbaren, ein detailliertes 
Abrechnungsverfahren fortzuentwickeln das den 
Grundlagen der Absatze (1) bis (4) folgt 

§ 16 Fortschreibung 

Die Leistungsentgelte sowie die Standortpauschalen 
gemaß Anlage 1 des Landesrahmenvertrages GBS 
vom 27.1 2012 sowie die sonstigen 1n diesen Landes­
rahmenvertrag einbezogenen geldwerten Bestandteile 
werden grundsatzhch gemaß den Regelungen fur die 
Fortschreibung nach § 16 des Landesrahmenvertrages 
vom 27.1 2012 fortgeschrieben. 

Dritter Teil-Verfahrensregelungen 

§ 17 

(unbesetzt) 

§ 18 Auswirkungen auf den Landesrahmenvertrag 
„Kinderbetreuung in Tageseinrichtungen" 

(1) In Ausfuhrung und gleichzeitig m Abweichung zu § 2 
Absatz 2 des Landesrahmenvertrages .Kinderbe­
treuung m Tagesemnchtungen" gilt, dass be1 Inkraft­
treten dieses Landesrahmenvertrages „Ganztag1ge 
Bildung und Betreuung an Schulen" fur bestehende 
Horte erstgenannter Landesrahmenvertrag bis auf 
weiteres gilt. 



(2) GBS Einrichtungen 1m Sinne dieses Landesrah­
menvertrages gelten als Tageseinrichtungen im 
Sinne des Hamburger Kinderbetreuungsgesetzes 
(KibeG) vom 27. Apnl 2004 in seiner jeweiligen 
Fassung. Fur GBS Leistungen aus diesem Landes­
rahmenvertag geht dieser Vertrag dem Landesrah­
menvertrag „Kinderbetreuung m Tageseinrichtun­
gen" vor 

§ 19 Datenschutz 

(1) Die Kooperationspartner werden die Anforderungen 
an den Schutz personhcher und personenbezoge­
ner Daten nach den emschJag1gen Gesetzen oder 
rechtlichen Vorschriften einhalten, soweit der Ko­
operationspartner nicht uber ein dem staathchen 
Recht gleichwertiges Datenschutzrecht verfugt 

§ 20 Überprüfung auf Vertragsverstöße 

(1) liegen begründete Anhaltspunkte dafür vor, dass 1n 
einer Einnchtung bestimmte Regelungen dieser 
Vereinbarung nicht eingehalten werden, kann die 
Behorde fur Schule und Berufsbildung nach Maß­
gabe der folgenden Regelungen eine Überprufung 
des Sachverhaltes durch einen neutralen Prufer in 
Auftrag geben. 

(2) Dem Kooperationspartner der Einnchtung ist die 
Prüfung unter Darlegung der begrundeten Anhalts­
punkte und Offenlegung der vorhandenen Beweis­
mittel rechtzeitig vorab schnftlich mitzuteilen. Auf 
Wunsch des Kooperationspartners der Einrichtung 
ist der ihn vertretende Verband uber die Prufungs­
handlungen zu 1nform1eren Die Prüfung rst auf die 
Überprufung der einzelnen in Frage stehenden Re­
gelungen zu begrenzen. 

(3) Der Kooperationspartner der E1nnchtung 1st 1m 
Rahmen der Erforderl1chke1t und Verhaltn1smaß1g­
keit verpflichtet, an der Prufung m1tzuw1rken Er ist 
in Jedem Stadium der Prüfung zu horen. Eine Uber­
prufung von Ze1traumen, welche vor Inkrafttreten 
dieses Vertrages oder vor dem Beitritt des Koopera­
tionspartners fur die Emnchtung zu diesem Vertrag 
oder langer als fünf Jahre zuruckhegen, findet nicht 
statt 

(4) Der neutrale Prufer erstellt einen schriftlichen Ab­
schlussbericht für die Behorde fur Schule und Be­
rufsbildung, den Kooperationspartner der Einrich­
tung und den ihn vertretenden Verband. 

(5) Stellt der Abschlussbericht einen gravierenden und 
vorsatzlichen oder grob fahrlass1gen Vertragsver­
stoß fest, hat die Behorde das Recht, eine Auswer­
tung der Pn.ifung in Auftrag zu geben Ruft der Ko­
operationspartner gegen diese Prufungsabs1cht die 
Schiedsstelle nach § 20 K1beG an, so wird die Auf­
tragsvergabe bis zur Entscheidung der Schiedsstel­
le ausgesetzt. 

(6) Die§§ 45 ff SGB VIII bleiben unberuhrt 

§ 21 Vertragsverst6ße 

(1) Wird festgestellt, dass die Leistungen der Einnch­
tung des Kooperationspartners nicht entsprechend 
dieser Vereinbarung erbracht werden, schafft der 
Kooperationspartner umgehend Abhilfe und berich­
tet der Behorde fur Schule und Berufsbildung dar­
uber 

(2) Betreffen die festgestellten Mangel die Personal­
quahfikat1on oder die Qualität der vom Kooperat1-
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onspartner gestellten Ausstattung oder der vom Ko­
operationspartner gestellte Raume, sind die be­
troffenen Entgelte fur die Dauer dieser Mangel an­
gemessen zu kurzen Gegen die Entscheidung der 
Behorde kann der Kooperationspartner die 
Scn1edsstelle nach§ 20 K1beG anrufen Bis zur Ent­
scheidung der Schiedsstelle wird eine Kürzung der 
Entgelte nicht vorgenommen 

§ 22 Beitritt und Kündigung 

(1) Der Be1tnlt der Kooperationspartner zu diesem 
Vertrag erfolgt durch schnfthche Erklarung gegen­
uber den Verbanden Diese unterrichten die Behor­
de fur Schule und Berufsbildung unverzugl1ch uber 
den Beitritt. 

(2) Kooperationspartner von GBS Betreuungseinnch­
tungen, die keinem Verband angehoren, erklaren ih­
ren Be1tntt direkt gegenuber der Behorde fur Schule 
und Berufsbildung, die uber diesen Be1tntl entschei­
det. Gleichzeitig mit der Beitnttserklarung haben die 
Kooperationspartner eine Erklarung abzugeben, 
dass sie sich den Beschlussen der Vertrags­
kornmisston nach § 23 dieser Vereinbarung unter­
werfen. Der beitretende Kooperationspartner kann 
hierzu die Protokolle uber die Beschlusse der Ver­
tragskomm1ss1on vor Erklarung des Be1tntts bei der 
Behorde fur Schule und Berufsbildung auf der 
Grundlage einer Vertrauhchkeitsverpflichtung einse­
hen Die Behorde fur Schule und Berufsbildung in­

formiert die anderen Vertragspartner uber den Bei­
tritt Sie stellt den anderen Vertragspartnern in ge­
eigneter Weise die jeweils aktuelle Aufstellung aller 
an diesen Vertrag gebundenen Kooperationspartner 
zur Verfugung 

(3) Der Beitritt nach Absatz (1) kann von Seiten eines 
Kooperationspartners mit emer Frist von sechs Mo­
naten zum Ende eines Kalenderjahres schnfthch 
gegenuber der Behorde fur Schule und Berufsbil­
dung widerrufen werden. Auf einen Beitritt nach Ab­
satz (2) finden die Kund1gungsregelungen nach§ 27 
Anwendung 

(4) Die Behorde fur Schule und Berufsbildung hat das 
Recht, einzelnen Kooperationspartnern, die dem 
Landesrahmenvertrag be1getre!en srnd, aus wichti­
gem Grund ohne Einhaltung einer Frist zu kundigen 
Der zustand1ge Verband ist vorher zu hören Die 
Behörde hat 1m Gesprach mit dem Kooperations­
partner zu prufen, ob und wre den Kundigungsgrun­
den abgeholfen werden kann Die Kund1gung ist 
gegenüber allen Vertragsparteien schnfthch zu be­
grunden. Wird hierzu die Schiedsstelle angerufen, 
wird die Umsetzung !J1s zu einer Entscheidung aus­
gesetzt. 

§ 23 Vertragskommission, Schiedsstelle 

Die Regelungen der §§ 5 Absatz 4, 23-26 und 28 des 
Landesrahmenvertrages vom 27 1 2012 gelten fur 
diesen Landesrahmenvertrag entsprechend, die dortige 
Vertragskommission erfullt diese Aufgabe auch für 
diesen Landesrahmenvertrag 

§ 24 Inkrafttreten und Laufzeit 

Dieser Landesrahmenvertrag tntt am Tag nach seiner 
Unterzeichnung in Kraft. Er findet Anwendung auf An­
gebote ab Beginn des Schuljahres 2013/14. Seine 
Laufzeit entspricht der des Landesrahmenvertrages 
GBS vom 27.1.2012. Soweit in diesem Vertrag Rege­
lungen gleichlautend wie in dem Landesrahmenvertrag 



GBS vom 27.1.2012 getroffen worden sind, namenthch 
m Bezug auf die Entgelte, nehmen diese am rechtlichen 
Schicksal des Landesrahmenvertrages GBS vom 

27.1 .2012 teil, es sei denn, etwas anderes ist ausdrück­
hch vereinbart oder durch die Schiedsstelle oder ein 
Gericht entschieden worden 

AnlageA Regelungen zur Erhebung und Einziehung von Elternentgelten 

Kinder und ihre Sorgeberechhgten, die eme Schule In 
freier Tragerschaft besuchen, sollen bei der Inan­
spruchnahme von Leistungen der Ganztag1gen Bildung 
und Betreuung an Schulen 1n freier Tragerschaft nicht 
schlechter und nicht besser gestellt sein, als Kinder an 
staatlichen Schulen. Ihre Familien sollen deshalb die­
selben nach Betreuungsumfang, Fam1hengroße und 
wirtschaftlicher Lage gestaffelten finanziellen Beitrage 
leisten, wie sie an staathchen Schulen als Gebuhr er­
hoben werden Dies wird wie folgt bewirkt: 

(1) Die Schule in Freier Tragerschaft stellt sicher, dass 
die Familien entsprechend der jeweils geltenden Rege­
lung an staatlichen Schulen finanzielle Beitrage leisten, 
die der Finanzierung der GBS Angebote zugutekom­
men Dabei ist es der Zusammenarbeit von GBS Trager 
und Ersatz-schule uberlassen, m welcher Weise der 
GBS Träger hieran mitwirkt Jedoch smd die Vordrucke 
der Behorde für Schule und Berufsbildung zur Einkom­
mensermittlung zu verwenden und die entsprechenden 
Erklarungen der Sorgeberecht1gten abzufordern und fur 
drei Jahre fur Rev1s1onszwecke aufzubewahren 

(2) Ausstehende Forderungen sind in vergleichbarer 
Weise anzumahnen und einzufordern, wie dies die 
Behorde fur Schule und Berufsbildung fur ausstehende 
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Gebuhren tut Ebenso kann wie in den staatlichen 
Schulen auch auf die Beitreibung verzichtet werden, 
wenn dies eine besondere personhche Harte fu r dte 
Zahlungspfllcht1_gen bedeutete. Ist Zahlungsverzug ein­
getreten, sollen zahlungspfilchtlge Betreuungsverhalt· 
nisse beendet werden Kinder kennen Jedoch trotz 
Verzuges an zuzahlungspfltchllgen Angeboten weiter­
hin teilnehmen, wenn dies aus Grunden des Kandes­
wohles dringend geboten ist Die Behorde für Schule 
und Berufsbildung informiert die Schule 1n Freier Trä­
gerschaft laufend uber ihre Standards bei der Anerken­
nung von Hartefallen und der Be1tre1bung und dem 
Erlass von offenen Forderungen. 

(3) Der GBS Trager an einer Schule 1n Freier Trager­
schaft erhalt die vollen Entgelte als monatliche Ab­
schlagszahlungen ohne Anrechnung von Elternbeitra­
gen 

(4) Oie Schule m Freier Tragerschaft (bzw in Abwei­
chung der GBS Trager gemaß Absatz 1 Satz 2) teilt der 
Behorde fur Schule und Berufsbildung (BSB) mit, wel­
cher Betrag aus Elternbeitragen eingegangen ist und 
erstattet diesen v1ertel1ahrllch auf ein von der BSB zu 
benennendes Konto. 
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